


,,Macht Schule dumm?...“ (Fortsetzung) 

entlassen wird, wirft den Unternehmern Un-
dankbarkeit vor (auch eine Dummheit), weiß 
also, dass Arbeitslosigkeit nicht Resultat sei-
ner Leistungsverweigerung ist. Und selbst 
der kritische Moralist, der  mit seinen For-
derungen immer wieder unverdrossen bei je-
nen staatlichen Stellen antritt, die ihm eine 
Reform-Suppe nach der anderen einbrocken, 
weiß, dass er „denen da oben Dampf“ machen 
muss, was ja wohl nichts anderes bedeutet, 
als dass „die oben“ auf seine moralisch wert
vollen Argumente nicht hören.

5 All diese theoretischen Dummheiten lernt 
man in der Schule. Dort ist die Erziehung 

zu solch parteilichem Denken Lernstoff. Da-
für, dass die falschen Urteile in der Regel un-
besehen durchgehen, sorgt die Schule eben-
falls. In ihr ist das Lernen so organisiert, dass 
gar nicht erst die Unsitte einreißt, die Lernin-
halte auf ihre Stimmigkeit zu überprüfen. Ge-
lernt wird, was in der Schule nützt. Jede schu-
lisch verlangte Verstandesleistung ist näm-
lich als Bewährungsprobe organisiert. Der 
Erfolgsmaßstab des Lernens ist die gute Note, 
nicht etwa das Begreifen. Mit guten Noten 
wird belohnt, wer Gefordertes in geforder-
ter Weise zum angesetzten Zeitpunkt wieder
gibt. Die relative Gleichgültigkeit gegenüber 
dem Inhalt des Lernstoffs gehört zur schuli
schen Aneignungsform von Wissen, Kennt-
nissen und Urteilen zwangsläufig dazu. Auch 
das Versprechen späterer Anwendbarkeit gilt 
als wirksames Lernmotiv. Was sich Schüler 
dann häufig als nützlichen „Praxisbezug“ zu-
rechtlegen, ist der Sache nach folgender Be-
schluss: In meinen Kopf lasse ich nur rein, wo-
mit ich mich später im Dienst an Staats- und 
Geldmacht nützlich machen kann. Kurz: Die 
durchgesetzte instrumentelle Stellung  zur 
Wissensaneignung verbietet geradezu die Prü-
fung des Lernstoffs auf ihren Wahrheitsgehalt. 
Deswegen gehört zur höheren Bildung übri-
gens auch die Dummheit, dass es so etwas wie 
Wahrheit gar nicht gibt.

6 Wenn regelmäßig die Kritik an Schu-
le – so wie sie hier angedeutet worden ist 

– mit der Frage nach der Alternative konfron-
tiert wird oder gar blamiert werden soll, dann 
liegt nicht nur eine weitere gelernte Dumm-
heit, der Imperativ der konstruktiven Kritik, 
auf dem Tisch, sondern zugleich ein Einge-
ständnis: Es ist bekannt, dass die Herrschaft 
in diesem Land sich hütet, für ihre Bürger Al-
ternativen zum demokratischen Kapitalismus 
bereit zu halten; nichts als den wollen sie zum 
internationalen Erfolgsmodell ausgestalten. 
Sie schließen sogar umgekehrt jede vernünfti

ge Organisation des Zusammenlebens grund-
sätzlich – siehe z.B. Art. 14 des Grundgeset-
zes, der das Privateigentum schützt – aus. Und 
diese Alternativlosigkeit der herrschenden Le-
bensverhältnisse, der (Sach-)Zwang, sich un-
ter dem Regime von Geld und Privateigentum, 
Konkurrenz mit ihren Interessengegensätzen, 
Rechtsordnung und Gewaltmonopol sein Le-
ben unter Aufbietung von Leistungen des frei-
en Willens einzurichten, ist es letztlich, un-
ter dem sich gelernte Dummheiten zu einem 
leider vielfach ziemlich unerschütterlichen 
Standpunkt verfestigen. Wer dann die qua 
Staatsmacht erfolgte Ächtung jeder Alterna-
tive zum herrschenden System ausgerechnet 
den Kritikern als fehlenden Realismus ihrer 
Kritik vorhält, ist mit seiner Dummheit schon 
bei gemeiner Parteinahme gelandet.              	
                                                                        ◆
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„Bad Bank“:
Viel Geld zur Rettung der Banken, eine Lektion über die 

Verrücktheit des Kapitalismus gratis als Dreingabe.

Ungefähr so soll man sich das denken: Die 
Krise zieht sich hin, weil die Geschäfte 

einfach nicht wieder in Gang kommen. Das 
kommt daher, dass die Banken, „Lebensader 
unserer Wirtschaft“, die Geschäftsleute nicht 
mit dem Kredit versorgen, den die brauchen. 
Das tun sie nicht, weil sie auf „vielen Giftpa-
pieren“ sitzen, weshalb zwischen ihnen wie 
im Umgang mit der restlichen Geschäftswelt 
einfach „kein Vertrauen mehr“ ist. Klar daher, 
dass der Staat ihnen unbedingt wieder zu dem 
und darüber uns allen aus der Krise verhel-
fen muss: Ein „ultimativer Schritt zur Rettung 
der Banken“ unter dem Titel ‚Bad Bank‘ soll 
das leisten. So etwas gab es hierzulande noch 
nie, auch ist der Aufwand bedenklich hoch. 
Aber erstens ist er unumgänglich - „die Zeit 
drängt.“ Zweitens ist das Modell eine „beste-
chende Idee“, und drittens ist es gar „nicht 
unlogisch“, wie die Krise da vom Staat an-
gepackt wird: Den Zweck, Banken von ihren 

„schlechten Papieren“ zu entlasten, erledigt 
eine eigens zu dem Zweck gegründete Zweck-
gesellschaft, das ist sehr logisch. Eine Extra-
Bank verbucht Wertpapiere, die keinen Wert 
haben, als ihr Vermögen, reicht es in Form 
von Anleihen, deren Wert der Staat garantiert, 
an die Banken zurück, und das besticht: Die 
haben „wieder sanierte Bilanzen“, können ei-
nander „wieder vertrauen“ und „das Kredit-
geschäft beleben“. So kann die leidige Krise 
dann auch wieder mal aufhören. 

Das ist nicht gerade wenig, was man sich 
da irgendwie als plausibel, jedenfalls aber als 
dringend geboten einleuchten lassen soll.

Dem verfestigten Meinungsbild über die 
Güte der Geschäftsartikel, mit denen Banken 
zu wirtschaften pflegen, ist eines sicher nicht 
zu bestreiten: Für den Zweck, für den sie ihm 
zufolge funktionieren sollen, taugen sie gera-
de nichts. Blöd nur, dass die gar nicht für den 
Zweck erfunden wurden, das Geschäftsleben 
immer und überall mit Kredit zu versorgen, 
snder für den Zweck nicht funktionieren, für 
den sie erfunden wurden. Diese feinen „struk-
turierten Papiere“ der Bankhäuser sind, wie 
die Fachleute glaubhaft versichern, „kritisch“. 
Was sich hinter den Kürzeln des Fachjargons, 
den mittlerweile jeder beherrscht, verbirgt, ist 

„schwer bewertbar“, „kaum veräußerbar“, es 
sind „wertlose Giftpapiere“, die möglichst 

„rasch entsorgt“ werden sollen. Dieselben 
Fachleute berichten allerdings auch über äu-
ßerst seltsame Probleme, die sich im Zuge die-
ser Entsorgung einstellen: „Schrottpapiere“ 
einfach wegwerfen wie Schrott? Um Himmels 
willen! Das kommt keinesfalls in Frage, „to-
xischen“ Sondermüll dieser Art verbrennt 
man nicht einfach, nein, da braucht es eine 
ganz spezielle Sonderdeponie. Denn die Ent-
sorgungsschwierigkeiten bei dem Müll begin-
nen schon mit der interessanten Frage, von wie 
vielen Giftpapieren das Vermögen der Banken 
durchsetzt ist. Das ist deshalb so schwer zu er-
mitteln, weil man dazu ja wissen müsste, wel-
che Papiere „toxisch“ sind und welche nicht, 
und das ist den Zetteln, die neben den – noch 

– als astrein geltenden Anleihen bei den Ban-
ken lagern, einfach nicht anzusehen: Was sie 
aktuell wert sind und ob überhaupt noch et-
was, wie viel sie demnächst wieder wert sein 
könnten oder ob sie für immer wertlos bleiben 

– das alles steht auf ihnen nicht drauf. Indizien 
fürs Spekulieren darüber mag es, wie für alles, 
für die Profis des Wirtschaftens mit Schulden 
und Risiken reichlich geben. Doch für diese 
Anhaltspunkte ihrer Kalkulationen gilt dassel-
be wie für den Stoff ihrer Spekulation: Was 
der wert ist, wird von ihnen praktisch ent-
schieden, und zwar dadurch, dass sie mit ihm 
ihren Handel treiben. Nur tun sie das gerade 
nicht, die sonst übliche Konkurrenz zwischen 
Anbietern und Nachfragern, die den Preis der 
Handelsware ‚Wertpapier‘ ermittelt, ist von 
ihren Agenten selbst suspendiert worden, und 
warum, ist kein großes Geheimnis: Banken in 
ihrer Eigenschaft als Käufer kaufen voneinan-
der nichts, weil sie fürchten, sich statt einer 
sich automatisch vermehrenden Geldquelle 

einen wertlosen Zettel an Land zu ziehen; in 
ihrer Eigenschaft als Verkäufer machen sie 
sich mit ihren reichlich vorhandenen Angebo-
ten gar nicht erst auf Kundensuche, weil sie 
fürchten, in Gestalt ausbleibender Nachfrager 
definitiv die Wertlosigkeit ihrer Handelsarti-
kel bescheinigt zu bekommen; und wer die zur 
Saldierung seiner Konten gleichwohl verkau-
fen muss, senkt damit den Preis der verkauften 
Warengattung und dezimiert seinen Besitz-
stand gleich weiter. So absolut verrückt geht 
es zu in einer freien Marktwirtschaft, der be-
sten aller Welten: Mit Wertpapieren wird nicht 
gehandelt, weil sie nichts wert sind, und sie 
sind nichts wert, weil mit ihnen nicht gehan-
delt wird! Schon das ist absurd, noch absurder 
ist, welche verheerenden Folgen dies nach sich 
zieht: Weil Schulden in Gestalt von Papie-
ren mit verbrieftem Versprechen, demnächst 
mehr wert zu sein als heute, keinen Interes-
senten mehr finden, der über ein ‚Investment‘ 
in sie reicher werden will, läuft auch gleich im 
ganzen Rest dieser feinen Wirtschaft nichts 
mehr so, wie es soll. Produzenten und Händler 
ganz handgreiflicher Gebrauchswerte und am 
Ende auch noch der Haushalt des Staates gera-
ten in die Krise – weil Leuten, die mit Zetteln 
ohne Gebrauchswert und Wert handeln, die 
Geschäftsgrundlage ihrer Bereicherung ent-
fallen ist!

Exakt dieser marktwirtschaftliche Irrsinn 
wird mit der ‚Bad Bank‘ am Leben erhalten, 
koste es, was es will. Ein gigantischer Auf-
wand wird eigens zu dem Zweck betrieben, 
möglichst nichts von dem fiktiven Kapital der 
Banken, das sich als wertlos herausgestellt hat, 

auch als wertlos abzuschreiben. Statt dessen 
wird eine nach allen Regeln der Fälschungs-
kunst hinkonstruierte juristische Fiktion von 
Werthaltigkeit auf das wertlos gewordene 
Bankvermögen draufgepflanzt – in Gestalt 
einer Bank, die offiziell mit einem Bankrott 
ihre Geschäftstätigkeit aufnimmt, genau da-
rüber aber alle übrigen Banken vor selbigem 
retten und ihnen die Grundlage weiterer Ge-
schäftsfähigkeit stiften soll: Damit die wieder 
ins Plus kommen, dürfen sie das Minus in ih-
ren Bilanzen bei einer Gesellschaft mit dem 
sinnigen Geschäftszweck verstauen, entwer-
tete Geldvermögen 20 Jahre lang bei sich als 
Reichtumsquellen im Wartestand zu lagern 

– wenn der Staat sich der Sache annimmt, geht 
kapitalistische Geldvermehrung in erstaun-
lichem Umfang auch einfach per Bundesge-
setz! Im Gegenzug für die Abwrackprämie in 
Höhe von 10% des Buchwerts der wertlosen 
Zettel, für die sie in dem Fall selbst aufkom-
men müssen, erhalten die Banken dann wieder 
reichlich von dem Stoff, mit dem sie sich und 
den Rest der Volkswirtschaft in die Scheiße 
gewirtschaftet haben: Neue Schulden, für 
deren Güte diesmal nicht die Phantasie ihrer 
Strukturierungskünste, sondern die Staats-
macht bürgt - die sie deswegen auch wieder 
gut und nach allen ja prima bewährten Regeln 
ihres Gewerbes als Quelle der Geldvermeh-

rung in ihrer Hand verwenden können! Das 
ist die banale Sache, die in dem blöden Bild 
von der „Lebensader“, an der wir alle hängen, 
so perfekt erschlagen wird. Das ist der Zweck, 
für dessen „Rettung“ der Staatsmacht einfach 
nichts zu teuer ist, und wer sich da ans Hirn 
greift und fragt, in welcher Welt er denn ei-
gentlich lebt, liegt allemal richtig. Er sollte nur 
nicht aufhören mit dem Fragen, denn was ist 
schon die Gründung  einer ‚Bad Bank‘ gegen 
den Irrsinn des Geschäftsprinzips, für dessen 
Fortbestand sie sorgen soll?!

Immerhin lässt sich dem Endpunkt der be-
liebten Wenn-dann-Beziehungen, mit denen 
die Experten der Marktwirtschaft alle Idiotien 
ihres Ladens in funktionell aufeinander be-
zogene Sachgesetze des Wachstums umdich-
ten und aus denen dann ableiten, warum die 
Sanierung des Bankwesens für den Staat ein 
einziges Muss ist, ja schon auch eine Wahr-
heit zu entnehmen: Wenn sie und zusammen 
mit ihnen alles, was in Politik und Wirtschaft 
hierzulande Rang und Namen hat, ein ums an-
dere Mal versichern, dass ohne ein saniertes 
Bankenwesen kein Wachstum läuft, dann 
kann man das ja auch einmal für sich stehen 
lassen – und sich fragen, welcher Reichtum in 
so vorbildlichen Marktwirtschaften wie der 
unseren dann mit einem florierenden Bankge-
schäft blüht. Das wird dann offenbar exakt der 
sein, der in genau diesem Geschäftszweig zur 
Blüte gelangt. Schulden als Ware zu handeln, 
ausgeliehenes Geld in Vermögenstitel mit 
eingebautem Wachstumsversprechen zu ver-
wandeln und gewinnbringend an den Mann 
zu bringen – das ist die Quelle des Reichtums, 
ohne deren Funktionieren es keinen anderen 
gibt! Fanatiker des Wachstums von BIP- und 
Exportziffern geben selbst zu Protokoll, von 
welchem allerersten Prinzip das Geschäftsle-
ben in dem von ihnen angehimmelten Laden 
regiert wird. Fremdes Geld als Geldquelle für 
sich wirken zu lassen, es als diese in beliebig 
vervielfältigte Formen zu bringen und die zu 
verkaufen und zu kaufen – nein, das macht 
nicht nur die Händler dieser Ware reich: Das 
ist zugleich das Lebenselixier der ganzen üb-
rigen Wirtschaft, einschließlich der Schuldner 
selbst! Und das ist für den ganzen Rest dieser 
großartigen Marktwirtschaft die Klarstellung, 
dass er sich auch als Erfüllungsgehilfe dieser 
Sorte Reichtumsvermehrung zu bewähren hat. 
Es ist die Lektion darüber, dass die in der Welt 
des Finanzwesens exekutierten Gleichungen – 
Geld ist mehr Geld und Geld wegzugeben, um 
das Recht auf mehr Geld in Händen zu halten, 
ist die Methode aller Methoden der Reich-
tumsmehrung – die Regie über all das führen, 
was sich in der sog. ‚Realwirtschaft‘ als Kom-
mandomacht des Geldes entfaltet. Denn sie sa-
gen es ja selbst: Wenn diese Gleichungen nicht 
mehr aufgehen, unterbleibt eben an vielen 
Stellen das Einkaufen von Produktionsmitteln 
und Arbeitskraft, und dass in diesem Zug bei 
der Beschaffung der Mittel zum Lebensun-
terhalt aller gewöhnlicher Geldverdiener erst 
recht manches unterbleibt, versteht sich für sie 
ohnehin von selbst.

Der Verdacht, dass ‚Geld die Welt regiert‘, be-
gleitet die Marktwirtschaft ab und an auch 
dann, wenn sie nicht in der Krise ist. Ist sie 
dies, nimmt der Verdacht gelegentlich auch 
als Vorwurf moralisch Gestalt an. Das ist 
nicht gut. Man sollte dieser Welt, die einem 
mit der Erfindung von ‚Bad Banks‘ derma-
ßen klare Lektionen darüber erteilt, worauf 
es in ihr ankommt, einfach keine Vorwür-
fe machen. Besser, man nimmt nüchtern und 
sachlich den Inhalt der Lektion zur Kenntnis 

– und dann stößt man von selbst auf die Ent-
deckung, dass Geld, näher: Geld in seiner Be-
stimmung, mehr zu werden, für etwas anderes 
gar nicht da ist, als die Welt zu regieren. ‚Bad 
Bank‘: alle Absurditäten dieser Konstruktion 
zur Rettung des Bankwesens, der gigantische 
Aufwand, mit dem sie ins Leben gerufen und 
dann 20 Jahre lang gepflegt wird, all das stellt 
klar, wie unbedingt und unerbittlich das Re-
gime des Geldes, der Sachzwang seiner Ver-
mehrung das Leben der Marktwirtschaft kom-
mandiert. Und wenn man das kapiert hat, hat 
man einfach keine Lust mehr, dieses Leben 
mit dem blöden Urteil zu begleiten, es wäre 
nicht gerecht, weil es in ihm doch eigentlich 
um etwas anderes ginge.	 ◆ 

GegenStandpunkt im Radio: 
Freies Radio für Stuttgart, Reihe 
,,GegenStandpunkt – Kein Kommentar“; zu 
hören jeden Mittwoch um 18 Uhr in Stuttgart 
terrestrisch auf UKW 99,2 MHz und im Kabel 
auf 102,1 MHz sowie weltweit unter   
http://frs.kumbi.org:8000/frs_stereo.ogg.m3u  
oder  
http://frs.kumbi.org:8000/frs_mono.ogg.m3u.  
Im Web nachzulesen unter   
http://www.gegenstandpunkt.freies-radio.de

Seite 2	 VERSUS	 Nr. 31 – Juli 2009



➙Fortsetzung Seite 4

Das Wachstum
„Wir brauchen dringend wieder Wachstum“ (Angela Merkel)

Es herrscht große Besorgnis: Das Wachs-
tum ist weg; die Wirtschaft schrumpft. 

Der Staat hält milliardenschwere Konjunk-
turprogramme für notwendig, damit die Wirt-
schaft wieder anspringen und uns mit posi-
tiven Wachstumszahlen erfreuen möge. Zeit 
für die Fragen: Was ist das Wachstum und wa-
rum ist es so wichtig? Und v. a.: Wer ist das 
Wir, das laut Merkel dringend wieder Wachs-
tum braucht?

Die Verfechter der Marktwirtschaft behaup-
ten, deren besonderer Vorzug bestehe – und 
das hätten schließlich auch die früheren Ost-
block-Staaten eingesehen – in der umfangrei-
chen Versorgung mit schönen und nützlichen 
Gütern, und dafür bräuchte es das Wachstum. 
Dann ist aber die zurzeit herrschende Be-
sorgnis nicht zu verstehen. Wenn es wirklich 
um die Bereitstellung von ausreichend vie-
len nützlichen Gütern geht – wo ist das Pro-
blem? Fünf Prozent weniger Wachstum, das 
entspräche in etwa der Wirtschaftsleistung 
des Jahres 2006 – und das galt als ein gutes 
Jahr. Niemand sprach damals von einem Man-
gel an Computern, Autos, Dienstleistungen 
usw. Und es wird wohl keiner leugnen, dass 
man mit derselben Produktion, sofern es denn 
wirklich um die Versorgung mit Gütern ginge, 
auch im Jahr 2009 ganz gut über die Runden 
kommen würde. Aber das ist natürlich eine 
müßige Überlegung.

Wie jeder weiß, besteht das Wachstum, um 
das sich alle Welt jetzt solche Sorgen macht, 
nicht in der Zunahme nützlicher Güter, son-
dern in der Zunahme des Bruttosozialpro-
dukts – das ist die entscheidende Kennziffer. 
In dem werden nicht Stücke, Kilos oder Ka-
lorien zusammengezählt, sondern Preise, und 
diese Summe, also die Addition von lauter 
Geldbeträgen, muss von Jahr zu Jahr mehr 
werden. Da geht es also nicht um Güter, mit 
denen die Menschheit versorgt werden kann, 
sondern um Waren. Vor jeder Versorgung 
steht der Zwang, die Waren bezahlen zu müs-
sen; es geht nicht um Bedürfnis oder Bedarf, 
sondern ob man über Geld verfügt: Das will 
der kapitalistische Produzent sehen, bevor er 
seine Waren herausrückt, und selbstverständ-
lich muss für ihn ein Gewinn herausspringen. 
Ob Güter produziert werden, hängt also gänz-
lich davon ab, ob sie als Waren auf dem Markt 
gewinnbringend verkauft werden können, und 
was ein Unternehmer produziert, interessiert 
ihn ausschließlich unter diesem Gesichts-
punkt.

Diese Gleichgültigkeit gegenüber dem Nut-
zen eines Gutes zeigt sich am schlagendsten, 
wenn der Unternehmer, weil anderswo ein hö-
herer Gewinn winkt, seine Produktion aufgibt 
und sein Kapital in eine andere Sphäre wirft. 
Selbst die eine oder andere Naturkatastrophe 
oder ein Anstieg der Autounfälle können dem 
Wachstum sehr förderlich sein, weil das jedes 
Mal für Kapitalisten eine Geschäftsgelegen-
heit ist: Da werden zwar Werte vernichtet, 
aber an ihre Stelle treten Waren oder Dienst-
leistungen, also Verkäufe von Kapitalisten, 
mit denen sie ihr Kapital verwerten, und die 
Verkäufe lassen das Bruttosozialprodukt an-
schwellen.

Die Kapitalisten sind die Akteure und Re-
präsentanten dessen, was in dieser Gesell-
schaft Reichtum ist: nicht die Anhäufung nütz-
licher Güter, sondern das Geld, zu dem diese 
Güter verkauft werden. Alles gesellschaftli-
che Leben – die Versorgung von Bedürfnissen 

– sind der Privatmacht des Geldes unterwor-
fen und dienen dessen Zweck, aus Geld mehr 
Geld zu machen. Das Geld, das der gewöhnli-
che Mensch in der Tasche hat, ist dazu da und 
reicht, wenn er Glück hat, sich die Waren zu 
kaufen, die er fürs Leben braucht – sein Geld 
ist dann weg und landet mit eherner Regelmä-
ßigkeit bei dem, der diese Waren hergestellt 
hat. Der setzt seine Produktion fort, wenn sich 
durch den Rückfluss dieses Geldes seine Geld-
summe vermehrt hat, wenn nicht, dann lässt er 
es bleiben.

Anders ausgedrückt: Ein Kapitalist veran-
staltet eine Produktion nur zu dem Zweck, sein 
Kapital zu vermehren; ob und welche Güter 
hergestellt werden, hängt ganz und gar davon 
ab, ob sie den Dienst der Kapitalvermehrung 
leisten. Und noch anders ausgedrückt: Die zu-
vor als müßig bezeichnete Überlegung, dass 
die Gesellschaft mit der Produktion des Jahres 
2006 doch auch ganz gut bedient wäre, ist für 
den Kapitalisten eine Absurdität: Damit wäre 
sein Zweck überhaupt nicht erfüllt, im Gegen-
teil: Wenn sich sein Kapital nicht vermehrt, ist 
das für ihn gleichbedeutend mit der Vernich-
tung seines Kapitals.

Eben das passiert in der Krise und geht lo-
gischerweise einher mit einer Absurdität eines 
ganz anderen Kalibers: Da hat er zu viele, also 
unverkäufliche Waren, und darin liegt für ihn 
das eigentliche Problem: Sein Kapital, das 
er investiert hat, verwertet sich nicht, also 
ist auch das zu viel. Natürlich denkt er nicht 
im Traum daran, diese Waren zu verschen-
ken. Sein Umgang mit seinem Problem – alle 
anderen würden sich über kostenlose Waren, 
also Güter freuen – ist ein anderer: Er legt 
die Waren auf Halde, nimmt also lieber ei-
nen Qualitätsverlust in Kauf; er geht mit dem 
Preis herunter, was aber schon eine ziemliche 
Notmaßnahme ist; und darum fährt er dann 
die Produktion herunter oder stellt sie ganz 
ein. Er legt also schon geschaffenen Reich-
tum und Quellen des Reichtums lahm, weil 
sie sich nicht als Geldquellen bewähren. Das 
heißt, dass es auch zu viel Arbeit gibt, nämlich 
in Gestalt der Leute, die für die Warenproduk-
tion nicht mehr gebraucht werden und deswe-
gen ihren Lebensunterhalt verlieren. Um auf 
die anfänglich zitierte Behauptung der Freun-
de der Marktwirtschaft zurückzukommen: Es 
stimmt nicht nur nicht, dass es das Wachstum 
wegen der bestmöglichen Versorgung mit 
Gütern bräuchte, es steht sogar – in der Krise 
wird es oberdeutlich – in direktem Gegensatz 
zu dieser Versorgung.

Eine zweite Behauptung, die die Verfech-
ter der Marktwirtschaft in die Welt setzen, 
lautet: Mit dem Wachstum und nur mit ihm 
gibt es einen „Wohlstand für alle“. Vorausset-
zung dieses „Wohlstands“ ist eine florierende 
Wirtschaft, also der wachsende Reichtum der 
Kapitalisten. Dass „wir alle“ dann davon auch 
abhängig sind, steht damit fest, und eben des-
wegen soll und muss man sich auch Sorgen 
machen und dafür sein, dass es mit diesem 
Wohlstand klappt, die Kapitalisten ihr Wachs-
tum hinkriegen. Dafür müssen sie günstige 
Bedingungen vorfinden. Eine günstige Bedin-
gung, die die Arbeitgebervertreter ständig an-
mahnen und deren sich der Staat tatkräftig an-
nimmt, widerspricht freilich dem „Wohlstand 
für alle“ ganz entschieden: Die Arbeitskraft, 
die die Unternehmer benutzen wollen, muss 
rentabel sein, das heißt: sich den Gewinnan-
sprüchen unterwerfen, mit entsprechenden 
Konsequenzen für Leistungsanforderungen 
und Lohnansprüche.

Jetzt ist Krise, was aber für die Arbeitskraft 
in dieser Hinsicht nur bedeutet, dass alles, was 
auch sonst kapitalistisches Gebot ist, nun – im 
Namen der Überwindung der Krise – erst 
recht greifen muss: niedrige Lohnabschlüsse, 
flexible Arbeitszeiten, Kurzarbeit, Entlassung 
von Zeitarbeitern und was es sonst so an kapi-
talistischen Zumutungen gibt. Zugunsten des 
Wachstums haben die eigenen Wünsche und 
Bedürfnisse immer hintanzustehen. Beschei-
denheit wird eingefordert, damit die Wirt-
schaft vorankommt, der „Wohlstand für alle“ 
ist gleichbedeutend mit dem Verzicht auf den 
eigenen Wohlstand. 

Bescheidenheit als praktischer Zwang und 
als eingeforderte Tugend: Kommt nach der 
Krise die „Erholung“, verträgt die auf gar kei-
nen Fall irgendwelche Lohnforderungen. Und 
wenn die Wirtschaft so richtig boomt und die 
Preise auf breiter Front steigen, dann gibt es 

Der Spiegel: Der Kapitalismus 
ist scheiße, aber alternativlos

„Die Krise“ – zum neuen Sprachdenkmal ge-
wordene Bezeichnung dafür, dass diverse 
Profitansprüche momentan nicht aufgehen 

– frisst sich inzwischen ein gutes halbes Jahr 
durch alle Abteilungen unserer Wirtschaft. Je-
dem ist bekannt, dass noch eine ganze Reihe 
mehr oder weniger spektakulärer Einbrüche 
in der so genannten Realwirtschaft bevorste-
hen und mit noch mehr Arbeitslosen zu rech-
nen ist. Das abhängig beschäftigte Volk hält 
still – durchaus zur Verwunderung der poli-

tischen Klasse, die es verwaltet. Die weiß of-
fenbar sehr gut, mit welchen Zumutungen sie 
ihre Massen momentan konfrontiert, und er-
laubt sich den Spaß, über die Möglichkeit von 

„sozialen Unruhen“ zu räsonieren, die keiner 
wollen kann, das Volk, das sie allenfalls an-
zetteln könnte, zuallerletzt. 

Die Krise „herrscht“ also auf unabsehba-
re Zeit und ihre Wirkungen entfalten sich in 
schöner Negativität in sämtlichen Bereichen 
der Gesellschaft – ein beredtes Zeugnis dafür, 
dass und wie hierzulande alles davon abhängt, 
dass die Geldrechnungen der Finanz- und son-
stigen Kapitalistenklasse aufgehen. Angesichts 
dessen stellen die öffentlichen Vordenker der 
Nation anscheinend eine gewisse Verlegenheit 
fest: Ihre Textbausteine von gestern, die die 
kapitalistische Marktwirtschaft als „effizien-
testes“, „innovativstes“ „produktivstes“ und 
überhaupt einfach bestes System lobpreisen, 
lassen sich nicht mehr wie gewohnt einfach 
ausschneiden und einfügen. Natürlich kann 
man auch stur bleiben: „Sie können sicher 
sein: Der moderne Kapitalismus ist garantiert 
auch in seiner größten Krise dem Sozialismus 
überlegen. Turmhoch.“ (Bild, 20.5.09) Dem 
gehobenen Journalismus ist diese Tour ein-
fach zu durchsichtig. Klar – das Ergebnis soll 
schon so rauskommen, aber irgendwie doch 
ein wenig reflektierter, begründeter, nicht so 
plump apologetisch. Also führt man in eini-
gen deutschen Schreibstuben eine herrliche 
Debatte auf hohem Niveau. In der geht es um 
nicht weniger als „die Systemfrage“, die sich 
jetzt angeblich allen stellt. Mit Verve tut man 
selbst in ‚Zeit’ und FAZ so, als befinde man 
sich gerade in einem Werbespot der „Gesell-
schafter“. Künstlich naiv, so als gäbe es keine 
durch staatliche Gewalt gültig gemachten In-
teressen, denken Mitglieder und Eliten dieser 
kapitalistischen Gesellschaft allen Ernstes 
darüber nach: „In welcher Gesellschaft wol-
len wir leben?“(Spiegel)

Insbesondere legt sich der Spiegel kritisch 
ins Zeug. „Warum der Kapitalismus nicht aus 
seinen Fehlern lernen kann“ (Spiegel, 11.5.), 
titelt das Blatt und überrascht seine Leser zu-
nächst einmal damit, alle möglichen Erklärun-
gen, die seine Redakteure selbst ein ums an-
dere Mal aufgetischt haben, in einem großen 
Rundumschlag zu widerlegen. Gier lässt sich 
demnach gar nicht von Profit trennen – nach-
dem man genau das in den letzten Monaten 
erbittert durchkonjugiert hat! Die Real- gegen 
die Finanzwirtschaft auszuspielen, ein Stan-
dardgedanke des bisherigen Krisenjournalis-
mus – grober Unsinn, überall dasselbe Prinzip 
am Werk, das in die Krise führt! Den Grund 
für die Krise den Amis zuschustern, auch da 
war der Spiegel ganz vorne dabei – absolut 
ignorant gegenüber den allgemeinen Gesetzen 

der Marktwirtschaft! Also nicht Einzelphä-
nomene, sondern, man denke nur, „System“, 
und was für eines: „Wer im Kapitalismus ein 
System sieht, das eine schöne Idee ist, die von 
Gierigen leider missbraucht wird, der ist unge-
fähr so weltfremd wie ein Marxist, der glaubt, 
Sozialismus sei eine gute Idee, die leider von 
Lenin, Stalin und Fidel Castro missbraucht 
worden sei.“ Selbst „die Kapitalisten wundern 
sich am lautesten über ihren Kapitalismus“, 
und eigentlich sei schon jetzt allen klar, dass 

der Versuch des Staates, 
die Krise zu bekämp-
fen, höchstens „ein Pro-
blem löse, indem er zwei 
neue produziere, mehr 
Staatsverschuldung und 
drohende Inflation“. 

Mit einer in diesem 
Stil seitenlang aufgebla-
senen Tirade , die völlig 
abgeklärt mit allem ab-
rechnet, was man bis ge-
stern behauptet hat und 
demnächst sicher auch 
wieder steif und fest 
behaupten wird, steuert 
der Artikel zielstrebig 
darauf hin, dass sich 

der Kapitalismus diesmal nicht in einer sei-
ner üblichen Verwertungskrisen befindet, die 
dann die Restwelt auszubaden hat. Es ist viel 
schlimmer: „Die systemische Erkenntnis die-
ser Krise ist nicht, das der Markt systemisch 
zu Krisen führt, das wusste man vorher; die 
Erkenntnis ist, dass die ideologische Hülle 
der Marktwirtschaft zerstört ist, wohl für im-
mer.“ Mein Gott! Keine Ideologien mehr zur 
Marktwirtschaft – das ist natürlich wirklich 
grässlich, nicht auszudenken und schon gar 
nicht auszuhalten. Wie soll es da weitergehen? 

„Nackt steht die Marktwirtschaft da, ein kal-
tes Gerüst, dem Gespött ausgeliefert.“ Schon 
entdeckt der Spiegel fürchterliche Tendenzen: 

„SAP-Gründer Hasso Plattner hat bemerkt, 
dass es so eine Stimmung im Land gibt, dass 
wir Kapitalismus eigentlich gar nicht mehr 
wollen, sondern was anderes, Netteres“. Bei 
der bisher „anachronistisch“ in der Ecke ste-
henden Sarah Wagenknecht ist ein Lächeln 
der „Genugtuung“ zu sehen angesichts der 

„antikapitalistischen Schlagzeilen der ver-
gangenen Wochen“, und das Ami-Magazin 

„Newsweek“ behauptet „We are all socialists 
now“. Die Lage ist also wirklich ernst.

Aber dann doch: Entwarnung!, der Artikel 
biegt auf die Zielgerade ein. „Ein schlüssiges 
Gegenkonzept zum Kapitalismus gibt es nicht“ 
– das sagt ausgerechnet seine Gegnerin Wa-
genknecht, und die muss es ja wissen. Sonst 
nimmt ein Spiegel-Redakteur den „Spinnern 
von links“ ihre Einsichten und Kritiken zwar 
nicht ab, aber in diesem Fall? Eine Kommu-
nistin als Kronzeugin dafür, dass es zum 
Kapitalismus keine Alternative gibt – bingo! 
Das ist es doch, wonach man in der Krise ver-
zweifelt gesucht hat: Legitimation ohne den 
Umweg über eine momentan unglaubwürdi-
ge Schönfärberei! Der Kapitalismus steht mit 
seiner Krise vielleicht „nackt“ da, muss aber 
einfach sein – ohne aufwendige Begründung, 
ohne großartige Versprechen, ohne lateinische 
Adjektive. Das System ist große Scheiße, man-
gels Alternative aber unumgänglich und not-
wendig – wenn das mal nicht ein geradliniger 
Schluss ist und eine Werbung für den Laden, 
die überzeugender nicht ausfallen kann. 

Aus: Gegenstandpunkt 2-09

PS: Was ist da bei Louis XVI. bloß schief ge-
laufen? Weit und breit nur Feudalismus wahr-
zunehmen, landauf und -ab massenweise – 
nein, nicht Wirtschaftswissenschafter – Pfaf-
fen, die dem Volk predigten, dass ihre Herren 

„von Gottes Gnaden“ und deswegen absolut = 
alternativlos seien – und was macht der Plebs? 
Einfach eine Revolution, ohne sich darum zu 
scheren, das es die Alternative doch (noch) 
gar nicht gibt! Wo Spiegelleser doch jetzt wis-
sen, dass so was gar nicht geht!	 ◆
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,,Das Wachstum..“ (Fortsetzung) 

von Seiten der Arbeitgeberverbände und der 
Wirtschaftsweisen ein wahres Trommelfeuer: 
Dieser eine Preis, nämlich der Lohn, darf auf 
keinen Fall steigen, denn das würde den schö-
nen Boom kaputt machen, und die Bundesbank 
steuert noch das hochklassige Argument der 

„Lohn-Preis-Spirale“ bei: Wenn bei allgemein 
steigenden Preisen auch noch der Lohn steigt, 
dann können die anderen Preise gar nicht an-
ders, als noch mehr steigen – wenn man also 
als arbeitender Mensch von steigenden Prei-
sen verschont bleiben will, dann muss man 
seinen eigenen Preis niedrig halten. Für alle 
Phasen des Wachstums gilt also die Maxime: 

„Lohnzurückhaltung!“ Und in allen Phasen 
gibt es ein und dieselbe Begründung, warum 
das für die lohnabhängig Beschäftigten gut 
ist: Nur das sichert die Arbeitsplätze! Das ist 
ein interessantes Eingeständnis: Wenn sich 

die Lohnabhängigen etwas vom Wachstum er-
warten können, dann ist es eben das – ein Ar-
beitsplatz. Darin besteht dann ihr „Wohlstand 
für alle“ und für den haben sie sich unabläs-
sig Zurückhaltung aufzuerlegen. Zusammen-
gefasst: In allen Phasen des Geschäftsgangs 
werden sie als Leute angesprochen, deren 
höchstes Glück es ist, einen Arbeitsplatz zu 

„besitzen“, und in dieser trostlosen Figur einer 
abhängigen Variablen der Kalkulationen derer, 
die die Arbeitsplätze wirklich besitzen, weil 
sie sie eingerichtet haben, hat man sich dann 
auch einzurichten.

P.S.
Eine sehr einseitige und verzerrende Darstel-
lung, werden die Verteidiger der Marktwirt-
schaft sagen. Lohnzurückhaltung hin, Ab-
hängigkeit vom Arbeitsplatz her – der „Wohl-
stand“ mag nicht übermäßig sein, aber der Le-
bensstandard dieser Bevölkerung hat sich in 
den letzten Jahrzehnten doch wohl verbessert. 
Das sei einem sogenannten „trickle-down Ef-
fekt“ zu verdanken: Es tröpfelt oder sickert 
etwas vom Reichtum von oben nach unten 
durch. Den Wahrheitsgehalt dieser Behaup-
tung einmal unterstellt, indem die Augen fest 
zumachen und nicht auf das schauen, was um 
uns herum wirklich passiert – zwei interessan-
te Auskünfte sind das allemal: Erstens ist der 
Maßstab immer die Armut von gestern, und 
falls eine Besserung eingetreten ist, darf man 
von Glück reden; als Maßstab kommt nicht in 
Frage, welche der vielen schönen Güter, die es 
nun mal gibt, man brauchen könnte. Zweitens, 
und genau passend dazu, muss man also dafür 
sein, dass die Reichen immer reicher werden, 
die vielbeklagte „Kluft zwischen Arm und 
Reich“ immer größer wird, denn nur so kann 
man auf ein Heruntertröpfeln und – man stel-
le sich vor – womöglich auf ein zunehmendes 
hoffen. Auch eine Art, den „abhängigen Va-
riablen“ Trost zu spenden.		             ◆

Aus: Die Analyse des GegenStandpunkt-Verlags in 
Radio Lora München vom 11. Mai 2009

GEGENSTANDPUNKT Stuttgart: 
http://www.gegenstandpunkt-s.de

Jour Fixe
in Tübingen, Freiburg 

und Stuttgart
Tübingen:

dienstags 20 Uhr im Clubhaus, Raum 2 
Info: http://www.versus-tuebingen.de

Freiburg:
montags 20 Uhr im Konf-Raum 
u-asta-Gebäude, Belfortstr. 24;

weitere Infos unter: 
http://www.ideologiekritik.net

Stuttgart:
donnerstags 19.30 Uhr, 

Altes Feuerwehrhaus (Foyer) 
(Stgt.-Süd, Möhringer Str. 56)

Termine und Themen in: http://www.
gegenstandpunkt-s.de/disk-s.htm

	 Bildungsstreik 2009:

Streiken für veredelte 
Konkurrenz in Schule und 

Hochschule
Der Bildungsstreik 2009 hat stattgefun-

den – in Tübingen, Stuttgart und anders-
wo. Schüler und Studenten protestierten gegen 

„Zustände und Entwicklungen im Bildungssy-
stem“, die sie als „nicht weiter hinnehmbar“ 
verurteilt haben. Sie haben „auf die Missstän-
de im Bildungswesen aufmerksam“ gemacht. 
Allerdings zeigt ein Blick auf den Inhalt ihrer 
Forderungen, dass sie trennen möchten zwi-
schen den Umständen des im Bildungswesen 
organisierten Lernens, die sie stören, und der 
Bildung selbst, die sie verteidigen. Sie meinen, 
dass hässliche Verhältnisse an Schulen und 
Hochschulen, die ihnen aufstoßen, eigentlich 
unpassend seien für das deutsche Bildungswe-
sen, wie es hierzulande vom Staat betrieben 
wird. Sie täuschen sich.

Da gibt es die Forderung nach „kostenloser 
Bildung für alle“ bzw. nach „gesetzlich veran-
kerter Gebührenfreiheit von Bildung“. Woran 
ist dabei gedacht? Wenn arme Familien ihren 
Kindern keinen Computer, kein Arbeitszim-
mer oder keine Nachhilfe finanzieren können, 
wenn sie nicht in der Lage sind, die Studi-
enkosten aufzubringen, dann stehen deren 
Chancen im Bildungswesen schlecht. In der 
Tat. Man weiß also – wie zuletzt PISA gezeigt 
hat –, dass Kinder aus unteren Schichten der 
Gesellschaft nach ihrer Ausbildung mehrheit-
lich wieder in den Lebensverhältnissen lan-
den, aus denen sie stammen. Man weiß also 
um die „sozial ungerechte“ Sortierung dieser 
Gesellschaft nach Arm und Reich, die im Bil-
dungswesen ständig bestätigt wird. Doch was 
greift die Forderung nach „kostenloser Bil-
dung für alle“ an? Geht es darum, dass No-
tebook, Klassenfahrt und Studienmaterialien 
kostenlos sind – wogegen es wirklich keinen 
Einwand gäbe –, oder wird dafür plädiert, 
dass der Geldbeutel der Eltern wenigstens 
nicht schon in der Schule den Kampf um Er-
folge und Misserfolg entscheidet – wo sich 
am Geld doch sonst alles entscheidet. Soll es 
darum gehen, dass über den Zugang zu wei-
terführender Bildung und Studium nicht die 
Einkommensdifferenzen, sondern nur die Re-
sultate der Leistungskonkurrenz entscheiden? 
Soll die weiterhin, nur eben durch keinerlei 
soziale Unterschiede verzerrt, den Nachwuchs 
nach Siegern und Verlierern sortieren? Wäre 
es denn wirklich „sozial gerechter“, wenn 
Kindern aus „bildungsfernen Schichten“ der 
Zugang zu besser gestellten Positionen eröff-
net würde, dafür sich aber umgekehrt Akade-
mikerkinder vermehrt mit der Perspektive der 
Fabrikarbeit oder Hartz IV anzufreunden hät-
ten? Bei Bildungspolitikern würde man damit 
offene Türen einrennen. Die möchten, dass das 
Bildungswesen für alle Jobs der Gesellschaft 
den passenden Nachwuchs bereitstellt. Dabei 
wollen sie weder Arbeiterkinder vom Studi-
um ausschließen, noch halten sie es für grob 
ungehörig, wenn etwa per Studiengebühren 
bestehende Einkommensunterschiede in der 
Konkurrenz um Studienplätze und ‑abschlüs-
se wirksam werden. Für sie zählt letztlich al-
lein das Resultat der Bewährung im groß an-
gelegten Leistungstest im Bildungssystem. 

Der Druck, den sie mit ihren Reformen da-
für Schülern und Studenten machen, ist eben-
falls Gegenstand von Beschwerden. Gegen die 

„Schulzeitverkürzung – wie das G‑8-Abitur“, 
gegen „Kurzstudium und Dauerprüfung“ wird 
protestiert und die „Aufstockung des Lehrper-
sonals“, „mehr Lehrer und kleinere Klassen“ 
gefordert. In der Tat. Unter Leistungsdruck 
wird das Lernen und Studieren immer stressi-
ger. Doch exakt das ist gewollt: Schneller und 
kostengünstiger soll der Nachwuchs durch das 
Bildungssystem geschleust werden, früher 
soll er sich nach Gymnasium und Restschulen 
sortieren, eher, flexibler, länger und billiger 
soll er dann den Arbeitsmärkten zur Verfü-
gung stehen. Genau das ist der Beitrag, den 

die deutsche Politik vom Bildungswesen für 
die nationalen Erfolge in der Standortkonkur-
renz gegen andere „Industriestaaten“ erwartet. 
Und die Verschärfung des Konkurrenzdrucks 
ist dafür ein probates Mittel. So wird dem 
Nachwuchs Beine gemacht! Deswegen fragt 
sich auch hier, was die Schüler und Studenten 
mit ihren Forderungen angreifen wollen: Die 
Empörung über zunehmenden Leistungsdruck 
scheint wenig wissen zu wollen von den un-
schönen Zwecken, die mit ihm verfolgt wer-
den. Wer „kleinere Klassen und mehr Lehrer“ 
fordert, sich dabei auf „unhaltbare Zustände“ 
beruft, wie sie auch Lehrerverbände bekla-
gen, der entdeckt allenthalben immer nur ein 
Versagen der Schulbehörden, die doch „das 
mit uns nicht machen können!“. Aber dieses 
Versagen liegt nicht vor. Die Reformer haben 
ihre politischen Gründe und die Reformen 
haben Sinn und Zweck – nur eben nicht jene 
freundlichen, die Schüler und Studenten den 
Bildungspolitikern unterstellen möchten.

Außerdem fragt sich, was mit „mehr Lehr-
personal“ oder „längerer Lernzeit“ eigentlich 
gewonnen wäre. Es mag ja sein, dass Lehrer 
dann mehr Zeit für Schüler haben – was im-
mer sie auch in dieser Zeit mit ihnen anstel-
len. Und es mag sein, dass Schüler dann mehr 
lernen – was auch immer. Doch bleibt unter 
dem Strich kaum mehr als eine Arbeitserleich-
terung für das Lehrpersonal, das sich dann 
gut gerüstet und ohne Burnout-Syndrom an 
die Verteilung des Nachwuchses auf die Bil-
dungskarrieren machen kann. Es ist nämlich 
eine Milchmädchenrechnung, sich von klei-
neren Klassen und zusätzlichem Lehrpersonal 
verbesserte Chancen, also gute Noten oder 
bessere Abi-Zeugnisse zu versprechen. Wenn 
sich die Lernbedingungen für alle Lernenden 
verändern, dann funktioniert Leistungskon-
kurrenz wie eh und je und verrichtet ihr se-
lektives Werk weiter – vielleicht auf neuem 

„Lernniveau“.  

Die Forderung „Weg mit dem mehrgliedri-
gen Schulsystem“ stößt sich daran, dass die 
Schule von vornherein sehr unterschiedliche 
Ausbildungskarrieren organisiert. In der Tat. 
Mehrheitlich wird in der Schule dieser „rei-
chen Industrienation“ über Noten und Punk-
te dafür gesorgt, dass sich die Mehrheit des 
Nachwuchses schon nach vier Schuljahren 
jeden Gedanken an ein Leben ohne größe-
re Geldsorgen abschminken kann. Auch das 
verdankt sich nicht einer Bösartigkeit von 
Politikern, sondern ihrer Kalkulation mit Bil-
dungskosten und Anforderungen der kapitali-
stischen Berufswelt. Für jene Dienste, für die 
Haupt- und Realschulabsolventen vorgesehen 
sind, braucht es kein Studium, wäre folglich 
jede Schulzeitverlängerung unnötig und raus-
geworfenes Geld. Und selbst am Studium lässt 
sich ja, wie die Einführung von Bachelor- und 
Masterstudiengängen nebst der Erhebung von 
Gebühren zeigt, noch einiges sparen. Andere 
Kriterien fallen ihnen bei der Organisation ih-
res Bildungswesens erst einmal nicht ein. 

Doch was wäre, wenn alle Schüler in ein 
und derselben Schule nach denselben Grund-
sätzen behandelt würden? Wäre das nicht 
dennoch Lernen im Leistungsvergleich, bei 
dem es auf eine hierarchische Differenzie-
rung der Lernenden durch Punkte und Noten 
ankommt? Wenn aber Schluss wäre mit der 
Selektion nach vier Schuljahren, wenn gar al-
len der Weg zum Abitur offen stünde? Dann 
fände, wie gehabt, ein Hauen und Stechen um 
den Abi-Schnitt statt, und in der Uni ginge es 
nahtlos so weiter. Wenn dort, wie gefordert, 
wirklich gälte „Master für alle“, würde um 
die Qualität dieses Abschlusses konkurriert, 
und danach ginge die Konkurrenz auf dem 
Arbeitsmarkt weiter, da aber dann so richtig! 

Wer „Demokratisierung des Bildungssy-
stems“ fordert, stellt nicht die Zwecke des 
Ausbildungssystems in Frage, die ihm von 
oben aufgebrummt werden, sondern will 
mitbestimmen – wobei? Bei der Umsetzung 
dieser Zwecke! Mit der „Demokratisierungs-
forderung“ beruft er sich nicht auf seine nicht 
berücksichtigen oder gar verletzten Interessen, 
sondern darauf, dass er im Einklang mit der 
demokratischen Grundideologie steht: Wer 
von Herrschaft negativ betroffen ist, hat ein 
Recht darauf, dabei mitzureden. Und wie sieht 
das Mitreden dann aus? Man darf konstruktiv 
in Gremien mitwirken, in denen die von oben 
angeordnete Schulpolitik durchgesetzt wird. 
Praktisch heißt das, dass man in der Schule 
gegen jede ungerechte Beurteilung, jede Belei-
digung durch den Lehrer, gegen jede dem Ler-
nen abträgliche, antiquierte Arbeitsmethode 
und was sonst noch das gedeihliche Miteinan-
der von Lehrern und Schülern stört, Einspruch 
einlegen darf. Man darf also mitwirken an der 
Bestimmung der Konditionen der Sortierung 
per Leistungskonkurrenz. – Verliert die aber 
dann all die in den Aufrufen zum Bildungs-
streik beklagten negativen Konsequenzen? 

Ähnlich ist es in der Uni: Dort dürfen sich 
ehemalige Gegner von Studiengebühren nach 
deren Einführung gemeinsam mit den Zustän-
digen um einen „sachgerechten“ Einsatz der 
Gelder bemühen. Und wer sind die Zustän-
digen? Das sind die Staatsbeamten in der Lei-
tung der Bildungsanstalten, die die Direktiven 
von oben durchsetzen!

„Beendet den Einfluss der Wirtschaft auf 
Schule und Hochschule“, lautet eine weitere 
Forderung. „Die Wirtschaft“, da sitzen ir-
gendwie die Bösen, die im Bereich der Bil-
dung nichts zu suchen haben. Gemessen daran 
gehört „der Staat“ dann doch irgendwie zu 
den Guten, obwohl ihm die ganze Kritik der 
Schüler und Studenten gilt. Aber ist es nicht 

so, dass es gerade das staatliche Bildungswe-
sen ist, das große Teile des Nachwuchses auf 
nichts als auf den Berufseinsatz in eben dieser 
Wirtschaft vorbereitet? Und wird nicht immer 
wieder von Lernenden „Praxisnähe“ gefordert, 
die doch auch nichts anderes ist als die noch 
engere Unterwerfung des Studiums unter 
ständig wechselnde Anforderungen „der Wirt-
schaft“? Wer also dem Einfluss der Wirtschaft 
auf Schule und Hochschule dort entgegentritt, 
wo sie auch noch penetrant als Lobby und 
Sponsor auftritt und wo sie schon mal durch-
rechnet, ob nicht aus dem Bildungswesen auch 
noch ein Geschäft zu machen ist, der kommt 
etwas spät. Oder wären Schüler und Studen-
ten zufrieden, wenn sie sich dem geschmähten 
Einfluss der Wirtschaft erst nach der Ausbil-
dung unterwerfen müssten?

Es passt schon so manches nicht zusammen 
in den Streikaufrufen: Da stellten die Komi-
tees eine Reihe von Forderungen auf, in de-
nen ihre Kritik an der staatlichen Schulpolitik 
zusammengefasst ist, um dann am Ende doch 
wieder mit einem Plädoyer für die gerade kri-
tisierte Bildungspolitik aufzuwarten. Im Schoß 
des Staates scheinen sie sich letztlich doch 
besser aufgehoben zu fühlen als in dem der 
Wirtschaft – als ob man hierzulande zwischen 
Staats- und Geldmacht wählen könnte! Das 
scheint ein wenig auf Gegenseitigkeit zu beru-
hen. Denn die positiven Reaktionen von Seiten 
der Bildungsverantwortlichen auf die Demon-
strationen und Aktionen der Schüler und Stu-
denten sind – natürlich bei aller Mahnung vor 
unerlaubtem Protest – nicht zu überhören. Ei-
nem kritischen Nachwuchs, dem es sehr kon-
struktiv vor allem um ein wenig Veredelung 
der Konkurrenz in Schule und Hochschule, 
um ein bisschen weniger Leistungsstress geht 
und der sich zudem mit seinen Forderungen 
beim Staat gut aufgehoben fühlt, dem können 
die Verantwortlichen in den Bildungsinstitu-
tionen und die öffentlichen Meinungsbildner 
selbst beim Streiken schon mal bildungspoliti-
sches Verantwortungsbewusstsein attestieren. 
Soll’s das gewesen sein? 	 ◆

Wer „Demokratisierung des Bildungssystems“ fordert, stellt nicht die Zwecke des Ausbildungssystems in 
Frage, die ihm von oben aufgebrummt werden, sondern will mitbestimmen – wobei? Bei der Umsetzung die-
ser Zwecke! Mit der „Demokratisierungsforderung“ beruft er sich nicht auf seine nicht berücksichtigen oder 
gar verletzten Interessen, sondern darauf, dass er im Einklang mit der demokratischen Grundideologie steht: 
Wer von Herrschaft negativ betroffen ist, hat ein Recht darauf, dabei mitzureden. Und wie sieht das Mitre-
den dann aus? Man darf konstruktiv in Gremien mitwirken, in denen die von oben angeordnete Schulpolitik 
durchgesetzt wird. Praktisch heißt das, dass man in der Schule gegen jede ungerechte Beurteilung, jede Be-
leidigung durch den Lehrer, gegen jede dem Lernen abträgliche, antiquierte Arbeitsmethode und was sonst 
noch das gedeihliche Miteinander von Lehrern und Schülern stört, Einspruch einlegen darf. Man darf also 
mitwirken an der Bestimmung der Konditionen der Sortierung per Leistungskonkurrenz. – Verliert die aber 
dann all die in den Aufrufen zum Bildungsstreik beklagten negativen Konsequenzen? 

Ähnlich ist es in der Uni: Dort dürfen sich ehemalige Gegner von Studiengebühren nach deren 
Einführung gemeinsam mit den Zuständigen um einen „sachgerechten“ Einsatz der Gelder bemü-
hen. Und wer sind die Zuständigen? Das sind die Staatsbeamten in der Leitung der Bildungsan-
stalten, die die Direktiven von oben durchsetzen!
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